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82. Verordnung: Zurückbehaltung von Waren durch die Zollämter

83. Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen der Geschäftsordnung für den Disziplinarrat
der Rechtsanwaltskammer für Oberösterreich durch den Verfassungsgerichtshof

84. Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes 1967 durch den
Verfassungsgerichtshof

2 8 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 30. Jän-
ner 1980 über die Zurückbehaltung von

Waren durch die Zollämter

Auf Grund des § 35 des Bundesgesetzes vom
26. September 1923, BGBl. Nr. 531, gegen den
unlauteren Wettbewerb wird im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen verord-
net:

§ 1. Die Zollämter werden ermächtigt, anläß-
lich der zollamtlichen Abfertigung zum freien
Verkehr, zum Eingangsvormerkverkehr zum Un-
gewissen Verkauf oder zur Einlagerung in ein
offenes Lager auf Vormerkrechnung die in der
Anlage angeführten Waren bis zur Verfügung
der Bezirksverwaltungsbehörde zurückzubehal-
ten, wenn diese Waren im Einzelfall im Sinne

a) der Verordnung über den Verkehr mit
verpackten chemischen Konsumgütern,
BGBl. Nr. 303/1971, in der jeweils gelten-
den Fassung,

b) der Schuhkennzeichnungsverordnung,
BGBl. Nr. 44/1974, in der jeweils gelten-
den Fassung,

c) der Waschmittelkennzeichnungsverord-
nung 1974, BGBl. Nr. 692, in der jeweils
geltenden Fassung,

d) der Textilkennzeichnungsverordnung,
BGBl. Nr. 336/1975, in der jeweils gelten-
den Fassung,

e) der Textilpflegekennzeichnungsverord-
nung, BGBl. Nr. 337/1975, in der jeweils
geltenden Fassung,

f) der Verordnung über die Kennzeichnung
pulverförmiger Haushaltsreinigungsmittel
auf Tensidbasis, BGBl. Nr. 186/1979, in der
jeweils geltenden Fassung,

g) der Verordnung über die Kennzeichnung
flüssiger Haushaltsreinigungsmittel auf

Tensidbasis, BGBl. Nr. 187/1979, in der
jeweils geltenden Fassung,

h) der Verordnung über die Kennzeichnung
von Regeneriersalzen für Haushaltsge-
schirrspülmaschinen, BGBl. Nr. 188/1979,
in der jeweils geltenden Fassung,

i) der Verordnung über die Kennzeichnung
von Klarspülmitteln für Haushaltsgeschirr-
spülmaschinen, BGBl. Nr. 189/1979, in der
jeweils geltenden Fassung,

j) der Verordnung über die Kennzeichnung
pulverförmiger Spülmittel für Haushalts-
geschirrspülmaschinen, BGBl. Nr. 190/1979,
in der jeweils geltenden Fassung,

k) der Verordnung über die Kennzeichnung
flüssiger händischer Geschirrspülmittel,
BGBl. Nr. 191/1979, in der jeweils gelten-
den Fassung,

1) der Verordnung über die Kennzeichnung
flüssiger Waschmittel für Textilien, BGBl.
Nr. 192/1979, in der jeweils geltenden Fas-
sung,

m) der Verordnung über die Kennzeichnung
flüssiger Weichspülmittel, BGBl. Nr. 193/
1979, in der jeweils geltenden Fassung,

n) der Verordnung über die Kennzeichnung
verpackter Tbiletteseifen und anderer ver-
packter Reinigungsseifen, BGBl. Nr. 194/
1979, in der jeweils geltenden Fassung,
oder

o) der Verordnung über die Kennzeichnung
verpackter kosmetischer Mittel, BGBl.
Nr. 443/1979, in der jeweils geltenden Fas-
sung,

kennzeichnungspflichtig sind, die Kennzeichnung
aber nicht oder nicht vollständig erfolgt ist.

§ 2. Ausgenommen von diesem Zurückbehal-
tungsrecht sind Waren, für die auf Grund zoll-
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rechtlicher Vorschriften Eingangsabgabenfreiheit
gewährt wird.

§ 3. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. März
1980 in Kraft.

(2) Die Verordnung vom 8. Juni 1978 über
die Zurückbehaltung von Waren durch die Zoll-
ämter, BGBl. Nr. 285/1978, wird gleichzeitig
aufgehoben.

Staribacher

Anlage

Warenliste
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8 3 . Kundmachung des Bundesministers
für Justiz vom 16. Jänner 1980 über die
Aufhebung von Bestimmungen der Ge-
schäftsordnung für den Disziplinarrat der

Rechtsanwaltskammer für Oberösterreich

Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG und gemäß
§ 60 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 17. Dezember 1979, V 20/79-11,
dem Bundesminister für Justiz zugestellt am
11. Jänner 1980, den § 1 Abs. 1, den § 3 und
den § 14 Abs. 1 und 3 der Geschäftsordnung
für den Disziplinarrat der Rechtsanwaltskammer
für Oberösterreich (Beschluß der Plenarversamm-
lung dieser Kammer vom 20. März 1883, ge-
nehmigt mit Erlaß des Justizministeriums vom
26. Juni 1883, Z 9 534/83) als gesetzwidrig auf-
gehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
31. Mai 1980 in Kraft.

Broda

8 4 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 4. Feber 1980 über die Aufhebung
einiger Worte im § 17 Abs. 1 des Einkom-
mensteuergesetzes 1967 durch den Verfas-

sungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 B-VG wird kundge-
macht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
dem Bundeskanzler am 30. Jänner 1980 zuge-
stellten Erkenntnis vom 17. Dezember 1979,
G 30/79 — 9, im § 17 Abs. 1 des Einkommen-
steuergesetzes 1967, BGBl. Nr. 268, die Worte
„oder mit den gemäß §§ 26 und 27 zusammen
zu veranlagenden Personen" als verfassungswidrig
aufgehoben.

(2) Die aufgehobenen Worte sind auch auf die
vor der Aufhebung verwirklichten Tatbestände
nicht anzuwenden.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Kreisky
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